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EINLADUNG 

 
ZUR ORDENTLICHEN (VIRTUELLEN) HAUPTVERSAMMLUNG 

 
DER AKTIONÄRE DER 

 

Blue Cap AG, München 
 

WKN A0JM2M 
ISIN DE000A0JM2M1 

Eindeutige Kennung des Ereignisses: B7E062025oHV 

 

 

Die Aktionäre der Blue Cap AG werden hiermit zu der am 

 

Freitag, 27. Juni 2025, um 11:00 Uhr (MESZ), 

 

 

stattfindenden ordentlichen Hauptversammlung eingeladen. 

 

Die Hauptversammlung wird auf Grundlage von § 13 Abs. 5 der Satzung der Blue Cap AG in 

der Form einer virtuellen Hauptversammlung gemäß § 118a Aktiengesetz („AktG“) ohne 

physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten (mit Ausnahme der von der 

Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter) abgehalten. Die Hauptversammlung wird für 

ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre bzw. deren Bevollmächtigte live in Bild und Ton im 

Internet auf der Internetseite der Blue Cap AG unter https://www.blue-cap.de/investor-

relations/hauptversammlung/ im passwortgeschützten Internetservice übertragen. Die 

Stimmrechtsausübung der Aktionäre erfolgt – durch die Aktionäre selbst oder durch 
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Bevollmächtigte – ausschließlich im Wege der elektronischen Briefwahl oder durch 

Vollmachtserteilung an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter.  

Aktienrechtlicher Ort der Hauptversammlung ist das hbW Conference Center – Haus der 

Bayerischen Wirtschaft, Max-Joseph-Straße 5, 80333 München.  

Eine physische Präsenz der Aktionäre und ihrer Bevollmächtigten (mit Ausnahme der von der 

Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter) am Ort der Hauptversammlung ist 

ausgeschlossen.  

Zu weiteren Einzelheiten vgl. die weiteren Angaben und Hinweise am Ende der Einladung im 

Anschluss an die Tagesordnung unter „III. Informationen zur Durchführung der 

Hauptversammlung als virtuelle Hauptversammlung ohne physische Präsenz der Aktionäre 

oder ihrer Bevollmächtigten“. 

 

 

 

I. Tagesordnung und Beschlussvorschläge 
 

1. Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses der Blue Cap AG zum 31. Dezember 

2024 und des gebilligten Konzernabschlusses zum 31. Dezember 2024, des 

zusammengefassten Lageberichts für die Blue Cap AG und den Konzern für das 

Geschäftsjahr 2024 sowie des Berichts des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 

2024 

 

Zu Tagesordnungspunkt 1 wird kein Beschluss gefasst. Der Aufsichtsrat hat den vom 

Vorstand aufgestellten Jahres- und Konzernabschluss gebilligt; damit ist der 

Jahresabschluss festgestellt. Somit entfällt eine Feststellung durch die 

Hauptversammlung. Die Hauptversammlung hat zu diesem Tagesordnungspunkt 

deshalb keinen Beschluss zu fassen. Jahresabschluss, Konzernabschluss, der 

zusammengefasste Lagebericht für die Blue Cap AG und den Konzern und der Bericht 

des Aufsichtsrats sind der Hauptversammlung, ohne dass es nach dem Aktiengesetz 

einer Beschlussfassung bedarf, zugänglich zu machen. 

 

Die genannten Unterlagen sind ab dem Zeitpunkt der Bekanntmachung der Einberufung 

auf der Internetseite der Gesellschaft unter https://blue-cap.de/investor-

relations/hauptversammlung/ zugänglich und können dort auch während der 

Hauptversammlung eingesehen werden. Ferner werden die genannten Unterlagen in 

der Hauptversammlung näher erläutert werden.  
 

 

2. Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinns aus dem 

Geschäftsjahr 2024 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, vom Bilanzgewinn der Blue Cap AG aus dem 

Geschäftsjahr 2024 in Höhe von € 45.481.027,46 
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a) einen Teilbetrag von € 4.934.911,30 zur Zahlung einer Dividende von € 1,10 je 

dividendenberechtigter Stückaktie zu verwenden und 

 

b) den verbleibenden Restbetrag von € 40.546.116,16 auf neue Rechnung 

vorzutragen. 

 

Dieser Gewinnverwendungsvorschlag berücksichtigt insgesamt derzeit 4.486.283 

dividendenberechtigte Stückaktien. Sollte sich bis zur Hauptversammlung die Anzahl der 

dividendenberechtigten Stückaktien verändern, so wird der Hauptversammlung bei 

unveränderter Ausschüttung von € 1,10 je dividendenberechtigter Stückaktie ein 

entsprechend angepasster Gewinnverwendungsvorschlag unterbreitet werden.  

 

Gemäß § 58 Abs. 4 Satz 2 Aktiengesetz ist der Anspruch auf die Dividende am dritten 

auf den Hauptversammlungsbeschluss folgenden Geschäftstag, das heißt am 2. Juli 

2025, fällig. 

 

Die vorgeschlagene Dividende von € 1,10 je dividendenberechtigter Stückaktie 

entspricht einer Dividende über dem Niveau des Vorjahrs (Vorjahr: € 0,65). Insofern 

bestätigt die Blue Cap AG ihre Dividendenpolitik, die die Zahlung einer Dividende in 

Abhängigkeit der operativen Performance beinhaltet.  

 

Die vorgeschlagene Dividende von € 1,10 je dividendenberechtigter Stückaktie setzt sich 

zusammen aus einer Basisdividende von € 0,65 je dividendenberechtigter Stückaktie 

und einer Sonderdividende von € 0,45 je dividendenberechtigter Stückaktie aufgrund der 

erfolgreichen Veräußerung der Neschen Coating GmbH sowie der nokra Optische 

Prüftechnik und Automation GmbH im abgelaufenen Geschäftsjahr 2024. 

 

 

3. Beschlussfassung über die Entlastung des Vorstands für das Geschäftsjahr 2024 

 

 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den nachfolgend unter lit. a) und b) genannten 

im Geschäftsjahr 2024 amtierenden Mitgliedern des Vorstands für das Geschäftsjahr 

2024 Entlastung zu erteilen. 

 

a) Dr. Henning von Kottwitz  

b) Jens Henning Eschweiler  

 

Es ist beabsichtigt, die Hauptversammlung im Wege der Einzelabstimmung über die 

Entlastung der Mitglieder des Vorstands entscheiden zu lassen. 

 

4. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats für das 

Geschäftsjahr 2024 
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 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den nachfolgend unter lit. a) bis f) genannten 

im Geschäftsjahr 2024 amtierenden Mitgliedern des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 

2024 Entlastung zu erteilen: 

 

a) Dr. Christian Diekmann (ab 24. Juni 2024) 

b) Dr. Michael Schieble 

c) Freya Oehle 

d) Michel Luc Galeazzi 

e) Nikolaus Wiegand (ab 24. Juni 2024) 

f) Kirsten Lange (bis 24. Juni 2024) 

 

Es ist beabsichtigt, die Hauptversammlung im Wege der Einzelabstimmung über die 

Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats entscheiden zu lassen. 

 
5. Wahl des Abschluss- und Konzernabschlussprüfers für das Geschäftsjahr 2025  

 

Der Aufsichtsrat schlägt – gestützt auf die Empfehlung des Prüfungsausschusses – vor, 

zum Abschlussprüfer und Konzernabschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2025 die Rödl 

& Partner GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Denninger Straße 84, 81925 

München, zu wählen.  

 

Der Prüfungsausschuss hat erklärt, dass seine Empfehlung frei von ungebührlicher 

Einflussnahme durch Dritte ist und ihm keine die Auswahlmöglichkeiten beschränkende 

Klausel im Sinne von Art. 16 Abs. 6 der EU-Abschlussprüferverordnung (Verordnung 

(EU) Nr. 537/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. April 2014) 

auferlegt wurde. 

 

 

6. Beschlussfassung über die Anpassung der Vergütung des Aufsichtsrats und 

Änderung von § 12 Abs. 1, Abs. 2 und Abs. 3 der Satzung der Gesellschaft  

 

Aufgrund der gestiegenen Anforderungen an die Überwachungs- und Beratungstätigkeit 

des Aufsichtsrats soll die Vergütung des Aufsichtsrats angepasst werden. Insbesondere 

soll dabei der deutliche Mehraufwand des Aufsichtsratsvorsitzenden Berücksichtigung 

finden und die Empfehlung des Deutschen Corporate Governance Kodexes zur 

Vergütung der Ausschusstätigkeit umgesetzt werden. Die vorgeschlagene Anpassung 

der Aufsichtsratsvergütung liegt auch nach der Anpassung weiterhin im unteren Bereich 

vergleichbarer Unternehmen. 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, wie folgt zu beschließen: 

 

a) § 12 Abs. 1, Abs. 2 und Abs. 3 der Satzung der Blue Cap AG („Vergütung des Auf-

sichtsrats“), die zur Zeit wie folgt lauten, 
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„1. Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten für jedes volle Geschäftsjahr ihrer 

Zugehörigkeit zum Aufsichtsrat eine feste Vergütung, die für das einzelne 

Mitglied EUR 10.000,00 beträgt, für den Vorsitzenden EUR 24.000,00 und für 

den stellvertretenden Vorsitzenden EUR 18.000,00 beträgt. 

 

2. Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten ferner für die Teilnahme an einer 

Sitzung als Präsenzsitzung, Telefon- oder Videokonferenz oder entsprechende 

Zuschaltung ein Sitzungsgeld in Höhe von jeweils EUR 600,00. 

 

3. Gehört ein Mitglied dem Aufsichtsrat nur einen Teil des Geschäftsjahres an, 

bestimmt sich die Vergütung pro rata temporis.“ 

 

werden wie folgt neu gefasst: 

 

„1. Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten für jedes volle Geschäftsjahr ihrer 

Zugehörigkeit zum Aufsichtsrat eine feste Grundvergütung, die für das einzelne 

Mitglied EUR 12.000,00 beträgt, für den Vorsitzenden EUR 37.500,00 0 und für 

den stellvertretenden Vorsitzenden EUR 16.000,00 beträgt. Für die Tätigkeit im 

Prüfungsausschuss sowie im M&A-Ausschuss des Aufsichtsrats erhält 

zusätzlich für jedes volle Geschäftsjahr jedes Ausschussmitglied jeweils EUR 

5.000,00 pro Ausschuss, dem es angehört. 

 

2. Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten ferner für die Teilnahme an einer 

Sitzung als Präsenzsitzung ein Sitzungsgeld in Höhe von jeweils EUR 600,00, 

für die Teilnahme an einer Sitzung als Telefon- oder Videokonferenz oder einer 

entsprechenden telefonischen oder elektronischen Zuschaltung zu einer 

(Präsenz-)Sitzung ein Sitzungsgeld in Höhe von jeweils EUR 300,00. 

 

3. Gehört ein Mitglied dem Aufsichtsrat und/ oder dem Prüfungsausschuss bzw. 

dem M&A-Ausschuss nur einen Teil des Geschäftsjahres an, bestimmt sich die 

jeweilige Vergütung pro rata temporis.“ 

 

 

b) Mit Wirksamkeit der Satzungsänderung gemäß lit. a) dieses Tagesordnungspunktes 

findet die Neuregelung der Aufsichtsratsvergütung erstmals Anwendung ab dem Be-

ginn des Geschäftsjahres 2025.  

 

Die derzeit gültige Satzung der Blue Cap AG ist über die Internetseite der Gesellschaft 

unter https://blue-cap.de/investor-relations/hauptversammlung/ zugänglich und kann 

dort auch während der Hauptversammlung eingesehen werden.  
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7. Beschlussfassung über die Schaffung eines neuen Genehmigten Kapitals 2025 für 

Bar- und Sachkapitalerhöhungen mit der Möglichkeit zum Ausschluss des 

Bezugsrechts der Aktionäre und über die Aufhebung des bestehenden 

Genehmigten Kapitals 2020/I gemäß § 4 Absatz 6 der Satzung der Blue Cap AG, 

über die Aufhebung des bestehenden Genehmigten Kapitals 2021/I gemäß § 4 

Absatz 8 der Satzung der Blue Cap AG und über die Aufhebung des bestehenden 

Genehmigten Kapitals 2022/I gemäß § 4 Absatz 3 der Satzung der Blue Cap AG 

sowie über entsprechende Satzungsänderungen 

 

Die gemäß § 4 Abs. 6 der Satzung der Blue Cap AG bestehende Ermächtigung des 

Vorstands zur Erhöhung des Grundkapitals gegen Bareinlagen und/ oder Sacheinlagen 

(genehmigtes Kapital 2020/I) läuft am 30. Juni 2025 aus. Die gemäß § 4 Abs. 8 der 

Satzung der Blue Cap AG bestehende Ermächtigung des Vorstands zur Erhöhung des 

Grundkapitals gegen Bareinlagen und/ oder Sacheinlagen (genehmigtes Kapital 2021/I) 

wird am 31. Mai 2026 auslaufen und somit ebenfalls noch voraussichtlich vor der 

Hauptversammlung in 2026. Die gemäß § 4 Abs. 3 der Satzung der Blue Cap AG 

bestehende Ermächtigung des Vorstands zur Erhöhung des Grundkapitals gegen 

Bareinlagen und/ oder Sacheinlagen (genehmigtes Kapital 2022/I) läuft am 28. Juni 2027 

aus. Um diesbezüglich der Gesellschaft auch über die vorgenannten Zeitpunkte hinaus 

zukünftig weiterhin die Möglichkeit einer Kapitalerhöhung aus genehmigtem Kapital zu 

ermöglichen, soll mit dem nachfolgenden Beschlussvorschlag das genehmigte Kapital 

2020, das genehmigte Kapital 2021 und das genehmigte Kapital 2022 aufgehoben und 

ein neues genehmigtes Kapital 2025 im Umfang von 40% des Grundkapitals geschaffen 

werden.  

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor zu beschließen:  

 

a) Die von der Hauptversammlung am 3. Juli 2020 beschlossene Ermächtigung zur 

Kapitalerhöhung gegen Bar- und/ oder Sacheinlagen (Genehmigtes Kapi-

tal 2020/I) sowie die in derselben Hauptversammlung beschlossene Ermächtigung 

zum Ausschluss des Bezugsrechts werden aufgehoben; § 4 Absatz 6 der Satzung 

der Blue Cap AG wird ebenfalls aufgehoben. 

 

b) Die von der Hauptversammlung am 25. Juni 2021 beschlossene Ermächtigung zur 

Kapitalerhöhung gegen Bar- und/ oder Sacheinlagen (Genehmigtes Kapi-

tal 2021/I) sowie die in derselben Hauptversammlung beschlossene Ermächtigung 

zum Ausschluss des Bezugsrechts werden aufgehoben; § 4 Absatz 8 der Satzung 

der Blue Cap AG wird ebenfalls aufgehoben. 

 

c) Die von der Hauptversammlung am 29. Juni 2022 beschlossene Ermächtigung zur 

Kapitalerhöhung gegen Bar- und/ oder Sacheinlagen (Genehmigtes Kapi-

tal 2022/I) sowie die in derselben Hauptversammlung beschlossene Ermächtigung 

zum Ausschluss des Bezugsrechts werden aufgehoben; § 4 Absatz 3 der Satzung 

der Blue Cap AG wird ebenfalls aufgehoben. 
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d) Der Vorstand wird bis zum 26. Juni 2030 ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-

sichtsrats das Grundkapital der Gesellschaft durch einmalige oder mehrmalige 

Ausgabe neuer auf den Inhaber lautenden nennwertlosen Stückaktien (Stammak-

tien) gegen Bareinlagen und/oder Sacheinlagen um bis zu Euro 1.794.500,00 (in 

Worten: Euro eine Million siebenhundertvierundneunzigtausend fünfhundert) zu 

erhöhen (Genehmigtes Kapital 2025/I). Den Aktionären ist dabei grundsätzlich ein 

Bezugsrecht einzuräumen. Die Aktien können nach § 186 Abs. 5 AktG auch von 

einem oder mehreren Kreditinstitut(en) mit der Verpflichtung übernommen werden, 

sie den Aktionären der Gesellschaft zum Bezug anzubieten (sog. „mittelbares Be-

zugsrecht“).  

 

e) Der Vorstand wird darüber hinaus ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 

das Bezugsrecht der Aktionäre in folgenden Fällen ganz oder teilweise 

auszuschließen:  

 

(a)  um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen;  

 

(b)  zur Gewinnung von Sacheinlagen, insbesondere zum Erwerb von 

Unternehmen, Unternehmensteilen, Beteiligungen an Unternehmen, 

Patenten oder anderen gewerblichen Schutzrechten oder Lizenzrechten 

oder einer einen Betrieb bildenden Gesamtheit von Wirtschaftsgütern oder 

zum Zwecke des Erwerbs von Forderungen gegen die Gesellschaft; 

 

(c)  wenn der Ausgabepreis der neuen Aktien den Börsenpreis der Aktien der 

Blue Cap AG nicht wesentlich unterschreitet. Diese Ermächtigung gilt jedoch 

nur mit der Maßgabe, dass die unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß 

§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegebenen Aktien insgesamt 10 % des 

Grundkapitals nicht überschreiten dürfen, und zwar weder im Zeitpunkt des 

Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung. Auf 

diese Begrenzung von 10 % sind neue und bestehende Aktien der 

Gesellschaft anzurechnen, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung 

aufgrund einer anderweitigen Ermächtigung gemäß oder entsprechend 

§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben 

oder veräußert werden; ferner sind Aktien der Gesellschaft anzurechnen, die 

zur Bedienung von Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. zur Erfüllung von 

Wandlungs- oder Optionspflichten aus Wandel- oder 

Optionsschuldverschreibungen oder Wandelgenussrechten ausgegeben 

werden bzw. noch ausgegeben werden können, soweit die 

Schuldverschreibungen bzw. Genussrechte während der Laufzeit dieser 

Ermächtigung in entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 

aufgrund einer anderweitigen Ermächtigung unter Ausschluss des 

Bezugsrechts ausgegeben werden; 
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(d)  wenn die neuen Aktien gegen Bar- und/oder Sacheinlage im Rahmen von 

Aktienoptionsprogrammen, Erwerbsrechten auf Aktien aus anderen 

Beteiligungsprogrammen und/oder im Rahmen einer aktienbasierten 

Vergütung ausgegeben werden sollen und hierfür keine anderweitige 

Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss verwendet wird. Die Ausgabe 

darf dabei nur an Personen erfolgen, die an dem jeweiligen Programm als 

Mitglied des Vorstands der Gesellschaft oder als ausgewählte Führungskraft 

oder sonstiger Leistungsträger der Gesellschaft teilnehmen bzw. denen die 

aktienbasierte Vergütung als Mitglied des Vorstands der Gesellschaft oder 

als ausgewählte Führungskraft oder sonstiger Leistungsträger der 

Gesellschaft gewährt wird bzw. wurde. Die Ausgabe der neuen Aktien kann 

dabei insbesondere auch zu vergünstigten Bedingungen (unter Einschluss 

einer Ausgabe zum geringsten Ausgabebetrag im Sinne von § 9 Abs. 1 

AktG) und/oder gegen Einlage von Vergütungsansprüchen erfolgen. Die 

neuen Aktien können dabei auch unter Zwischenschaltung eines 

Kreditinstituts oder eines nach § 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 

oder Abs. 7 KWG tätigen Unternehmens ausgegeben werden, das diese 

Aktien mit der Verpflichtung übernimmt, sie den vorstehend genannten 

Personen anzubieten. Die in Ausnutzung dieser Ermächtigung zum 

Bezugsrechtsausschluss ausgegebenen Aktien dürfen insgesamt 10 % des 

Grundkapitals nicht überschreiten, und zwar weder im Zeitpunkt des 

Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung. Auf 

diese Begrenzung von 10 % ist der Nennbetrag eines für Zwecke des § 192 

Abs. 2 Nr. 3 AktG beschlossenen bedingten Kapitals der Gesellschaft sowie 

der auf Basis einer Ermächtigung gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG für Zwecke 

der Bedienung eines Aktienoptionsprogramms oder aktienbasierten 

Vergütungsprogramms verwendeten eigenen Aktien anzurechnen. Soweit 

im Rahmen dieser Ermächtigung Vorstandsmitgliedern der Gesellschaft 

Aktien gewährt werden sollen, entscheidet entsprechend der 

aktienrechtlichen Zuständigkeitsverteilung über die Zuteilung der 

Aufsichtsrat der Gesellschaft. 

 

Der Vorstand wird ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die 

weiteren Einzelheiten der Kapitalerhöhung und ihrer Durchführung festzulegen. 

Der Vorstand ist dabei insbesondere ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 

einen vom Gesetz abweichenden Beginn der Gewinnbeteiligung der neuen Aktien 

zu bestimmen, insbesondere auch die Gewinnbeteiligung der neuen Aktien auf ein 

bereits abgelaufenes Geschäftsjahr zu erstrecken, soweit die Hauptversammlung 

hierüber noch keinen Gewinnverwendungsbeschluss gefasst hat. Soweit 

Vorstandsmitgliedern der Gesellschaft Aktien gewährt werden sollen, ist auch 

insoweit der Aufsichtsrat der Gesellschaft ermächtigt. 

 

Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend dem 

Umfang der Kapitalerhöhung aus genehmigtem Kapital und, falls das genehmigte 



 Seite 9 

Kapital bis zum 26. Juni 2030 nicht oder nicht vollständig ausgenutzt worden sein 

sollte, nach Ablauf der Ermächtigungsfrist anzupassen. 

 

d) Satzungsänderung 

 

§ 4 Absatz 3 der Satzung der Blue Cap AG wird vollständig neu gefasst und lautet 

zukünftig wie folgt: 

 

„(3) Der Vorstand ist bis zum 26. Juni 2030 ermächtigt, mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats das Grundkapital der Gesellschaft durch einmalige oder 

mehrmalige Ausgabe neuer auf den Inhaber lautenden nennwertlosen 

Stückaktien (Stammaktien) gegen Bareinlagen und/ oder Sacheinlagen um 

bis zu Euro 1.794.500,00 (in Worten: Euro eine Million 

siebenhundertvierundneunzigtausend fünfhundert) zu erhöhen 

(Genehmigtes Kapital 2025/I). Den Aktionären ist dabei grundsätzlich ein 

Bezugsrecht einzuräumen. Die Aktien können nach § 186 Abs. 5 AktG auch 

von einem oder mehreren Kreditinstitut(en) mit der Verpflichtung 

übernommen werden, sie den Aktionären der Gesellschaft zum Bezug 

anzubieten (sog. „mittelbares Bezugsrecht“). 

 

 Der Vorstand ist mit Zustimmung des Aufsichtsrats darüber hinaus 

ermächtigt, das Bezugsrecht der Aktionäre in folgenden Fällen ganz oder 

teilweise auszuschließen:  

 

(a)  um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen;  

 

(b)  zur Gewinnung von Sacheinlagen, insbesondere zum Erwerb von 

Unternehmen, Unternehmensteilen, Beteiligungen an Unternehmen, 

Patenten oder anderen gewerblichen Schutzrechten oder 

Lizenzrechten oder einer einen Betrieb bildenden Gesamtheit von 

Wirtschaftsgütern oder zum Zwecke des Erwerbs von Forderungen 

gegen die Gesellschaft; 

 

(c)  wenn der Ausgabepreis der neuen Aktien den Börsenpreis der Aktien 

der Blue Cap AG nicht wesentlich unterschreitet. Diese Ermächtigung 

gilt jedoch nur mit der Maßgabe, dass die unter Ausschluss des 

Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegebenen Aktien 

insgesamt 10 % des Grundkapitals nicht überschreiten dürfen, und 

zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der 

Ausübung dieser Ermächtigung. Auf diese Begrenzung von 10 % sind 

neue und bestehende Aktien der Gesellschaft anzurechnen, die 

während der Laufzeit dieser Ermächtigung aufgrund einer 

anderweitigen Ermächtigung gemäß oder entsprechend § 186 Abs. 3 

Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben oder 
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veräußert werden; ferner sind Aktien der Gesellschaft anzurechnen, 

die zur Bedienung von Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. zur 

Erfüllung von Wandlungs- oder Optionspflichten aus Wandel- oder 

Optionsschuldverschreibungen oder Wandelgenussrechten 

ausgegeben werden bzw. noch ausgegeben werden können, soweit 

die Schuldverschreibungen bzw. Genussrechte während der Laufzeit 

dieser Ermächtigung in entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 

Satz 4 AktG aufgrund einer anderweitigen Ermächtigung unter 

Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben werden; 

 

(d)  wenn die neuen Aktien gegen Bar- und/oder Sacheinlage im Rahmen 

von Aktienoptionsprogrammen, Erwerbsrechten auf Aktien aus 

anderen Beteiligungsprogrammen und/oder im Rahmen einer 

aktienbasierten Vergütung ausgegeben werden sollen und hierfür 

keine anderweitige Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss 

verwendet wird. Die Ausgabe darf dabei nur an Personen erfolgen, die 

an dem jeweiligen Programm als Mitglied des Vorstands der 

Gesellschaft oder als ausgewählte Führungskraft oder sonstiger 

Leistungsträger der Gesellschaft teilnehmen bzw. denen die 

aktienbasierte Vergütung als Mitglied des Vorstands der Gesellschaft 

oder als ausgewählte Führungskraft oder sonstiger Leistungsträger 

der Gesellschaft gewährt wird bzw. wurde. Die Ausgabe der neuen 

Aktien kann dabei insbesondere auch zu vergünstigten Bedingungen 

(unter Einschluss einer Ausgabe zum geringsten Ausgabebetrag im 

Sinne von § 9 Abs. 1 AktG) und/oder gegen Einlage von 

Vergütungsansprüchen erfolgen. Die neuen Aktien können dabei auch 

unter Zwischenschaltung eines Kreditinstituts oder eines nach § 53 

Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 KWG tätigen 

Unternehmens ausgegeben werden, das diese Aktien mit der 

Verpflichtung übernimmt, sie den vorstehend genannten Personen 

anzubieten. Die in Ausnutzung dieser Ermächtigung zum 

Bezugsrechtsausschluss ausgegebenen Aktien dürfen insgesamt 

10 % des Grundkapitals nicht überschreiten, und zwar weder im 

Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Ausübung 

dieser Ermächtigung. Auf diese Begrenzung von 10 % ist der 

Nennbetrag eines für Zwecke des § 192 Abs. 2 Nr. 3 AktG 

beschlossenen bedingten Kapitals der Gesellschaft sowie der auf 

Basis einer Ermächtigung gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG für Zwecke 

der Bedienung eines Aktienoptionsprogramms oder aktienbasierten 

Vergütungsprogramms verwendeten eigenen Aktien anzurechnen. 

Soweit im Rahmen dieser Ermächtigung Vorstandsmitgliedern der 

Gesellschaft Aktien gewährt werden sollen, entscheidet entsprechend 

der aktienrechtlichen Zuständigkeitsverteilung über die Zuteilung der 

Aufsichtsrat der Gesellschaft. 



 Seite 11 

 

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren 

Einzelheiten der Kapitalerhöhung und ihrer Durchführung festzulegen. Der 

Vorstand ist dabei insbesondere ermächtigt, mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats einen vom Gesetz abweichenden Beginn der 

Gewinnbeteiligung der neuen Aktien zu bestimmen, insbesondere auch die 

Gewinnbeteiligung der neuen Aktien auf ein bereits abgelaufenes 

Geschäftsjahr zu erstrecken, soweit die Hauptversammlung hierüber noch 

keinen Gewinnverwendungsbeschluss gefasst hat. Soweit 

Vorstandsmitgliedern der Gesellschaft Aktien gewährt werden sollen, ist 

auch insoweit der Aufsichtsrat der Gesellschaft ermächtigt. 

 

Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend dem 

Umfang der Kapitalerhöhung aus genehmigtem Kapital und, falls das 

genehmigte Kapital bis zum 26. Juni 2030 nicht oder nicht vollständig 

ausgenutzt worden sein sollte, nach Ablauf der Ermächtigungsfrist 

anzupassen.“ 

 

Vor dem Hintergrund der vorstehend vorgeschlagenen Ermächtigung zur Erhöhung des 

Grundkapitals erstattet der Vorstand schriftlich Bericht über die Gründe, aus denen das 

Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossen werden kann. Der Bericht ist im Anschluss 

an die Tagesordnung abgedruckt und von der Einberufung der Hauptversammlung an 

über unsere Internetseite unter https://blue-cap.de/investor-

relations/hauptversammlung/ zugänglich und kann dort auch während der 

Hauptversammlung eingesehen werden.  

 

 

8. Beschlussfassung über eine Satzungsänderung für die künftige Ermöglichung 

virtueller Hauptversammlungen 

 

§ 118a Aktiengesetz ermöglicht es, in der Satzung vorzusehen, dass die 

Hauptversammlung ohne physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten 

am Ort der Hauptversammlung abgehalten wird (sogenannte virtuelle 

Hauptversammlung). Die Satzung kann den Vorstand auch ermächtigen, die Abhaltung 

einer virtuellen Hauptversammlung vorzusehen. Eine entsprechende Satzungsregelung 

muss zeitlich befristet werden, wobei die maximale Frist fünf Jahre ab Eintragung der 

entsprechenden Satzungsänderung in das Handelsregister der Gesellschaft beträgt. 

 

Auch die Blue Cap AG hat von dieser Möglichkeit Gebrauch gemacht und in der 

Hauptversammlung vom 23. Juni 2023 eine Satzungsänderung beschlossen, der 

zufolge der Vorstand ermächtigt wurde, die Abhaltung einer virtuellen 

Hauptversammlung vorzusehen. Diese Ermächtigung gilt jedoch nur bis zum 31. August 

2025 und endet daher im Laufe dieses Geschäftsjahres. 
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Vorstand und Aufsichtsrat sind der Ansicht, dass die Möglichkeit, Hauptversammlungen 

- falls erforderlich - auch künftig virtuell abzuhalten, beibehalten werden sollte. Die 

virtuelle Hauptversammlung in dem durch die entsprechenden Neuregelungen im 

Aktiengesetz vorgesehenen Format wahrt dabei in angemessener Weise die Rechte der 

Aktionäre und sieht die direkte Interaktion zwischen Aktionären und Verwaltung während 

der Versammlung über Videokommunikation und elektronische Kommunikationswege 

vor.  

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen der Hauptversammlung daher vor, zu beschließen: 

 

§ 13 Absatz 5 der Satzung der Blue Cap AG, der derzeit wie folgt lautet,  

 

„5. Der Vorstand ist ermächtigt, für bis zum Ablauf des 31. August 2025 stattfindende 

Hauptversammlungen vorzusehen, dass die Versammlung ohne physische 

Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten am Ort der Hauptversammlung 

abgehalten wird (virtuelle Hauptversammlung). Wird eine virtuelle 

Hauptversammlung abgehalten, sind die hierfür vorgesehenen rechtlichen 

Voraussetzungen einzuhalten.“ 

 

wird wie folgt neu gefasst: 

 

„5  Der Vorstand ist ermächtigt, für bis zum Ablauf des 31. August 2027 stattfindende 

Hauptversammlungen vorzusehen, dass die Versammlung ohne physische 

Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten am Ort der Hauptversammlung 

abgehalten wird (virtuelle Hauptversammlung). Wird eine virtuelle 

Hauptversammlung abgehalten, sind die hierfür vorgesehenen rechtlichen 

Voraussetzungen einzuhalten.“ 

 

Die derzeit gültige Satzung ist über die Internetseite der Gesellschaft unter https://blue-

cap.de/investor-relations/hauptversammlung/ zugänglich und kann dort auch während 

der Hauptversammlung eingesehen werden.  
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II. 
 
Bericht an die Hauptversammlung 
 

Bericht des Vorstands zu der unter Ziffer 7 der Tagesordnung genannten Schaf-

fung eines neuen Genehmigten Kapitals 2025 und zu der dort vorgesehenen Er-

mächtigung zum Bezugsrechtsausschluss (§ 186 Abs. 4 Satz 2 Aktiengesetz in 

Verbindung mit § 203 Abs. 1 und 2 Aktiengesetz) 

 

Unter Tagesordnungspunkt 7 soll ein neues Genehmigtes Kapital 2025 von insgesamt 

Euro 1.794.500,00 im Wege der Satzungsänderung geschaffen werden, das bis zum 

26. Juni 2030 befristet sein soll. Das neue Genehmigte Kapital 2025 ersetzt das 

Genehmigte Kapital 2020 in Höhe von aktuell EUR 700.000,00, das Genehmigte Kapital 

2021 in Höhe von aktuell EUR 410.007,00 und das Genehmigte Kapital 2022 in Höhe 

von aktuell EUR 440.000,00. Im Interesse größtmöglicher Flexibilität soll auch das neue 

Genehmigte Kapital 2025 insgesamt sowohl für Bar- als auch für 

Sachkapitalerhöhungen zur Verfügung stehen. 

 

Damit soll der Zustand der vorherigen Jahre wieder hergestellt werden, so dass im 

Rahmen der gesetzlichen Grenzen ein möglichst umfangreiches genehmigtes Kapital 

für die Ermöglichung von weiterem Wachstum zur Verfügung steht. Anders als zuvor 

wird dieses genehmigte Kapital aber im Sinne höherer Transparenz nicht auf 

verschiedene Tranchen verteilt.  

 

Kapitalerhöhungen oder der Einsatz von Eigenkapital zur Finanzierung von 

Akquisitionen sind wesentliche Hebel zur Realisierung weiteren Wachstums. Dafür ist 

es notwendig, das vorgeschlagene genehmigte Kapital zu schaffen, auf das der 

Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats schnell zurückgreifen kann. Da eine 

Kapitalerhöhung bei einer Akquisition kurzfristig erfolgen muss, kann diese in der Regel 

nicht von der nur einmal jährlich stattfindenden Hauptversammlung unmittelbar 

beschlossen werden.  

 

- Barkapitalerhöhung 

 

Eine Barkapitalerhöhung soll insbesondere der Finanzierung von Akquisitionen dienen, 

um auf diesem Wege auch größere Akquisitionen umsetzen zu können und damit 

schnelleres Wachstum der Gesellschaft zu ermöglichen. Dieses ist bei der Blue Cap AG 

bereits erfolgreich umgesetzt worden. 

 

Im Falle der Barkapitalerhöhung unter Ausnutzung des genehmigten Kapitals ist den 

Aktionären grundsätzlich ein Bezugsrecht einzuräumen, wobei auch ein mittelbares 

Bezugsrecht im Sinne des § 186 Abs. 5 Aktiengesetz genügt. Die Ausgabe von Aktien 

unter Einräumung seines solches mittelbaren Bezugsrechts ist bereits nach dem Gesetz 

nicht als Bezugsrechtsausschluss anzusehen. Den Aktionären werden letztlich die 
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gleichen Bezugsrechte gewährt wie beim direkten Bezug. Aus abwicklungstechnischen 

Gründen werden lediglich ein oder mehrere Kreditinstitut(e) an der Ausgabe der Aktien 

an die Aktionäre beteiligt.  

Der Vorstand soll jedoch ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 

Spitzenbeträge, die infolge des Bezugsverhältnisses entstehen und nicht mehr 

gleichmäßig auf alle Aktionäre verteilt werden können, zur Erleichterung der Abwicklung 

vom Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen. Der Wert von Spitzenbeträgen je 

Aktionär ist in der Regel gering, der Aufwand für die Ausgabe von Aktien ohne einen 

Bezugsrechtsausschluss für Spitzenbeträge dagegen erheblich höher. Der 

Bezugsrechtsausschluss dient daher der Praktikabilität und der erleichterten 

Durchführung einer Aktienausgabe. 

 

In Fällen der Barkapitalerhöhung unter Ausnutzung des genehmigten Kapitals soll der 

Vorstand ferner gemäß §§ 203 Abs. 1 und 2, 186 Abs. 3 Satz 4 Aktiengesetz ermächtigt 

werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats hinsichtlich eines Erhöhungsbetrages, der 

weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Ermächtigung noch im Zeitpunkt der 

Ausnutzung der Ermächtigung 10% des vorhandenen Grundkapitals übersteigt, das 

Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, wenn die neuen Aktien zu einem 

Ausgabebetrag ausgegeben werden, der den Börsenkurs nicht wesentlich 

unterschreitet.  

 

Der Bezugsrechtsausschluss darf weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens der 

Ermächtigung noch im Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung 10% des bestehenden 

Grundkapitals überschreiten. Durch diese Vorgaben wird in Übereinstimmung mit den 

gesetzlichen Regelungen den Schutzbedürfnissen der Aktionäre im Hinblick auf einen 

Verwässerungsschutz ihres Anteilsbesitzes Rechnung getragen. Jeder Aktionär hat 

aufgrund des börsenkursnahen Ausgabekurses der neuen Aktien und aufgrund der 

größenmäßigen Begrenzung der bezugsrechtsfreien Kapitalerhöhung grundsätzlich die 

Möglichkeit, die zur Aufrechterhaltung seiner Anteilsquote erforderlichen Aktien zu 

annähernd gleichen Bedingungen über die Börse zu erwerben. Es ist daher 

sichergestellt, dass in Übereinstimmung mit der gesetzlichen Wertung des § 186 Abs. 3 

Satz 4 Aktiengesetz die Vermögens- wie auch die Stimmrechtsinteressen bei einer 

Ausnutzung des genehmigten Kapitals unter Ausschluss des Bezugsrechts angemessen 

gewahrt werden. 

 

Diese Ermächtigung versetzt die Gesellschaft in die Lage, Marktchancen in ihren 

verschiedenen Geschäftsfeldern schnell und flexibel zu nutzen und einen dafür 

bestehenden Kapitalbedarf ggf. auch sehr kurzfristig zu decken. Der Ausschluss des 

Bezugsrechts ermöglicht dabei der Verwaltung nicht nur ein zeitnäheres Agieren, 

sondern auch eine Platzierung der Aktien zu einem börsenkursnahen Preis. Dies führt 

im Vergleich zu Bezugsrechtsemissionen zu höheren Emissionserlösen. Zusätzlich kann 

mit einer derartigen Platzierung die Gewinnung neuer Aktionärsgruppen verbunden 

werden.  
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Bei Ausnutzung der Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß §§ 203 

Abs. 1 und 2, 186 Abs. 3 Satz 4 Aktiengesetz wird der Vorstand die Abweichung vom 

Börsenpreis so niedrig bemessen, wie dies nach den zum Zeitpunkt der Platzierung 

vorherrschenden Marktbedingungen möglich ist.  

 

 

- Sachkapitalerhöhung 

 

Im Zusammenhang mit der Absicht der Gesellschaft, Unternehmen, 

Unternehmensbeteiligungen oder Unternehmensteile zu erwerben, bedarf die 

Gesellschaft auch der Möglichkeit, derartige Akquisitionen durch Aktien finanzieren zu 

können. 

 

Die Möglichkeit, Aktien der Gesellschaft als Akquisitionswährung anbieten zu können, 

schafft einen Vorteil im Wettbewerb um interessante Akquisitionsobjekte. Durch die 

vorgesehene Ermächtigung kann der Vorstand auf dem nationalen oder internationalen 

Markt rasch und flexibel auf vorteilhafte Angebote oder sich ansonsten bietende 

Gelegenheiten reagieren. Um die Liquidität der Gesellschaft zu schonen, können oder 

sollen die im Rahmen der Akquisition von Unternehmen oder 

Unternehmensbeteiligungen zu zahlenden Gegenleistungen - insbesondere auch unter 

dem Gesichtspunkt einer optimalen Finanzierungsstruktur - oft nicht mehr in Geld 

erbracht werden. Auch kann der Veräußerer Wert darauf legen, als Gegenleistung Aktien 

der erwerbenden Gesellschaft zu erhalten, weil dies für ihn günstiger sein kann. 

 

Die Ermächtigung, das Bezugsrecht auszuschließen, um die neuen Aktien gegen 

Sacheinlagen zum Erwerb von Unternehmen oder Unternehmensbeteiligungen 

auszugeben, soll den Vorstand in die Lage versetzen, eigene Aktien der Gesellschaft 

zur Verfügung zu haben, um in geeigneten Einzelfällen Unternehmen, 

Unternehmensbeteiligungen oder Unternehmensteile, Forderungen gegen die 

Gesellschaft, Patente, gewerbliche Schutzrechte, Lizenzen oder eine einen Betrieb 

bildende Gesamtheit von Wirtschaftsgütern gegen Überlassung von Aktien der 

Gesellschaft erwerben zu können. Die Möglichkeit, Aktien als Akquisitionswährung 

einzusetzen, gibt der Gesellschaft den notwendigen Spielraum, sich bietende 

Erwerbsgelegenheiten schnell und flexibel auszunutzen. Hierfür muss das Bezugsrecht 

der Aktionäre ausgeschlossen werden. Da derartige Akquisitionen meist kurzfristig 

erfolgen, können sie in der Regel nicht von der nur einmal jährlich stattfindenden 

Hauptversammlung beschlossen werden. Es bedarf eines genehmigten Kapitals, auf 

das der Vorstand – mit Zustimmung des Aufsichtsrats – schnell zugreifen kann. Die 

Möglichkeit, im Einzelfall Forderungen gegen die Gesellschaft durch Ausgabe von Aktien 

zurückführen zu können, hat ebenfalls den Vorteil, dass eine Belastung der Liquidität 

vermieden wird. Zwar kommt es bei einem Bezugsrechtsausschluss zu einer 

Verringerung der Beteiligungsquote der Aktionäre; die Nutzung von Aktien als 

Akquisitionswährung sowie zur Einbringung von Forderungen gegen die Gesellschaft 

wäre jedoch bei eingeräumtem Bezugsrecht nicht möglich. 
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- Bar- und/oder Sachkapitalerhöhung 

 

Das Bezugsrecht soll ferner ausgeschlossen werden können, wenn die neuen Aktien 

gegen Bar- und/oder Sacheinlage im Rahmen von Aktionsoptionsprogrammen, 

Erwerbsrechten auf Aktien aus anderen Beteiligungsprogrammen und/oder im Rahmen 

einer aktienbasierten Vergütung ausgegeben werden sollen und hierfür keine 

anderweitige Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss verwendet wird. 

 

Aktienoptionsprogramme, andere Beteiligungsprogramme und aktienbasierte 

Vergütungen dienen der Stärkung der Motivation von Mitarbeitern und Führungskräften 

sowie deren Identifikation mit einer nachhaltigen Unternehmensentwicklung. Eine 

Verwendung von Aktien für diese Zwecke ist nur möglich, wenn insoweit das 

Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossen werden kann. Die Begrenzung des 

Volumens der Ermächtigung auf insgesamt 10 % des Grundkapitals dient dem Interesse 

der Aktionäre an einer möglichst geringen Verwässerung ihrer Beteiligung.  

 

Aus den vorstehenden Gründen liegt ein Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre für 

die genannten Zwecke – vorbehaltlich der Überprüfung anhand der Einzelheiten eines 

entsprechenden Programms bei Ausnutzung der Ermächtigung – im Interesse der 

Gesellschaft und ihrer Aktionäre und ist sachlich gerechtfertigt. Konkrete Vorhaben, für 

welche diese Ermächtigung genutzt werden soll, bestehen derzeit nicht.  

 

Der Vorstand wird in jedem Einzelfall sorgfältig prüfen, ob er von der Ermächtigung zur 

Kapitalerhöhung unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre Gebrauch machen 

wird. Eine Ausnutzung dieser Möglichkeit wird nur dann erfolgen, wenn dies nach 

Einschätzung des Vorstands und des Aufsichtsrats im Interesse der Gesellschaft und 

damit ihrer Aktionäre liegt. 

 

Die vorgeschlagene Ermächtigung ist ein wichtiger Baustein zur Ermöglichung des 

weiteren geplanten Wachstums der Gesellschaft. Bei Abwägung aller genannten 

Umstände hält der Vorstand die vorgeschlagene Ermächtigung zum 

Bezugsrechtsausschluss in allen genannten Fällen aus den aufgezeigten Gründen für 

sachlich gerechtfertigt und gegenüber den Aktionären für angemessen. 

 

Der Vorstand wird über die Ausnutzung des genehmigten Kapitals jeweils in der 

nächsten Hauptversammlung berichten. 
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III. 
 

Informationen zur Durchführung der Hauptversammlung als 
virtuelle Hauptversammlung ohne physische Präsenz der Aktionäre 

oder ihrer Bevollmächtigten 
 

1. Virtuelle Hauptversammlung / Übertragung mit Bild und Ton / Zuschaltung 

Der Vorstand hat mit Zustimmung des Aufsichtsrats beschlossen, die Hauptversammlung 

gemäß § 118a AktG i.V.m. § 13 Abs. 5 der Satzung der Blue Cap AG als virtuelle 

Hauptversammlung ohne physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten (mit 

Ausnahme der Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft) abzuhalten. Eine physische Präsenz 

der Aktionäre und ihrer Bevollmächtigten (mit Ausnahme der Stimmrechtsvertreter der 

Gesellschaft) am Ort der Hauptversammlung ist ausgeschlossen. 

 

Für Aktionäre, die sich ordnungsgemäß zur Hauptversammlung angemeldet haben, bzw. 

ihre Bevollmächtigten wird die gesamte Hauptversammlung, einschließlich einer etwaigen 

Fragenbeantwortung und der Abstimmungen, live mit Bild und Ton im Internet auf der 

Internetseite der Gesellschaft unter https://www.blue-cap.de/investor-

relations/hauptversammlung/ im passwortgeschützten Internetservice übertragen. Die 

hierfür erforderlichen persönlichen Zugangsdaten (Zugangskennung und Passwort) 

erhalten die Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigten nach der Anmeldung zur 

Hauptversammlung mit dem „HV-Ticket“ zugeschickt. Einzelheiten hierzu finden sich unten 

im nachfolgenden Abschnitt „2. Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung".  

 

Die Stimmrechtsausübung der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten erfolgt ausschließlich 

im Wege der elektronischen Briefwahl oder durch Vollmachtserteilung an die von der 

Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter. 

 

Über den passwortgeschützten Internetservice können die ordnungsgemäß angemeldeten 

Aktionäre (und ggf. deren Bevollmächtigte) gemäß den dafür vorgesehenen Verfahren 

unter anderem ihre Aktionärsrechte ausüben. 

 

Die Nutzung des passwortgeschützten Internetservices durch einen Bevollmächtigten setzt 

voraus, dass der Bevollmächtigte die entsprechenden Zugangsdaten erhält.  

 

Auch bevollmächtigte Intermediäre, Aktionärsvereinigungen, Stimmrechtsberater und 

sonstige durch § 135 Abs. 8 AktG gleichgestellte Personen können sich des 

passwortgeschützten Internetservices bedienen. Die Gesellschaft stellt ihnen auf Wunsch 

einen elektronischen Zugang zur Verfügung. 

 

Bei Nutzung des passwortgeschützten Internetservices und Anklicken des Buttons 

„Betreten der Hauptversammlung“ während der Dauer der virtuellen Hauptversammlung 
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am 27. Juni 2025 sind die Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigte elektronisch zur virtuellen 

Hauptversammlung zugeschaltet. Die elektronische Zuschaltung ermöglicht jedoch weder 

eine Teilnahme an der Versammlung im Sinne des § 118 Abs. 1 Satz 2 AktG noch eine 

Stimmrechtsausübung im Wege der elektronischen Teilnahme im Sinne des § 118a Abs. 1 

Satz 2 Nr. 2 AktG. 

 

Der Vorstand und sämtliche Mitglieder des Aufsichtsrats beabsichtigen, während der 

gesamten Dauer der Hauptversammlung an dieser teilzunehmen. 

 

2. Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung  

 

Nicht-börsennotierte Gesellschaften im Sinne des § 121 Abs. 3 Aktiengesetz i.V.m. § 3 Abs. 

2 Aktiengesetz sind in der Einberufung lediglich zur Angabe von Firma und Sitz der 

Gesellschaft, Zeit und Ort der Hauptversammlung und der Tagesordnung sowie der 

untenstehenden Adressen verpflichtet. Im Übrigen erfolgen daher nachfolgende Hinweise 

freiwillig, um den Aktionären die Teilnahme an der Hauptversammlung zu erleichtern. 

 

Zur Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung, zur Verfolgung der virtuellen 

Hauptversammlung im Internet und zur Ausübung der Aktionärsrechte, insbesondere des 

Stimmrechts, sind nach § 14 Abs. 1 der Satzung der Blue Cap AG nur diejenigen Aktionäre 

berechtigt, die sich rechtzeitig vor der Hauptversammlung in Textform angemeldet und der 

Gesellschaft ihre Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur 

Ausübung des Stimmrechts nachgewiesen haben. Als Nachweis reicht ein Nachweis des 

Anteilsbesitzes durch den Letztintermediär gemäß § 67c Abs. 3 AktG aus. Der Nachweis 

des Anteilsbesitzes hat sich nach § 14 Abs. 1 der Satzung der Blue Cap AG auf den 

Geschäftsschluss des zweiundzwanzigsten Tages vor der Hauptversammlung, d. h. auf 05. 

Juni 2025, 24:00 Uhr (MESZ), zu beziehen (Nachweisstichtag) und muss der Gesellschaft 

ebenso wie die Anmeldung für die Hauptversammlung in Textform unter folgender 

Postanschrift, oder E-Mail-Adresse bis spätestens 20. Juni 2025, 24:00 Uhr (MESZ), 

zugehen: 

 

Blue Cap AG 

c/o Link Market Services GmbH 

Landshuter Allee 10 

80637 München 

Deutschland 

E-Mail: anmeldung@linkmarketservices.eu 

 

Nach Eingang von Anmeldung und Nachweis des Anteilsbesitzes bei der Gesellschaft unter 

der oben genannten Postanschrift, oder E-Mail-Adresse werden die Zugangsdaten 

(Zugangskennung und Passwort) für die Nutzung des passwortgeschützten Internetservice 

auf der Internetseite der Gesellschaft unter https://www.blue-cap.de/investor-

relations/hauptversammlung/ übersandt („HV-Ticket“), welches integriert ein 

Vollmachtsformular sowie ein Vollmachts­ und Weisungsformular für die 
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Hauptversammlung enthält. Die Formulare dazu sind auch im Internet auf der Internetseite 

der Gesellschaft unter https://www.blue-cap.de/investor-relations/hauptversammlung/ 

zugänglich. Wir bitten die Aktionäre, frühzeitig für die Anmeldung und Übersendung des 

Nachweises ihres Anteilsbesitzes an die Gesellschaft Sorge zu tragen. 

 

Der Erhalt des HV-Tickets ist keine Voraussetzung für die Vollmachts- und 

Weisungserteilung (an die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft) per Formular; sämtliche 

Möglichkeiten des passwortgeschützten Internetservice können jedoch nur mit Hilfe der auf 

dem HV-Ticket aufgedruckten Zugangsdaten verwandt werden.  

 

Die Aktien werden durch eine Anmeldung zur Hauptversammlung nicht blockiert. Aktionäre 

können deshalb über ihre Aktien auch nach der Anmeldung weiterhin frei verfügen. Im 

Verhältnis zur Gesellschaft gilt für die Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung und 

die Ausübung des Stimmrechts als Aktionär nur, wer den Nachweis des Aktienbesitzes zum 

Nachweisstichtag erbracht hat; Veränderungen im Aktienbestand nach dem 

Nachweisstichtag haben für den Umfang und die Ausübung des Teilnahme­ und 

Stimmrechts keine Bedeutung. 

 
Jede Stückaktie gewährt in der Hauptversammlung eine Stimme. 

 

 

3. Ausübung des Stimmrechts 

Aktionäre, die sich form- und fristgerecht angemeldet und den Nachweis des 

Anteilsbesitzes erbracht haben, können ihr Stimmrecht im Wege der elektronischen 

Briefwahl oder der Vollmachtserteilung ausüben.  

 

3.1. Verfahren der Stimmrechtsausübung im Wege der elektronischen Briefwahl  

Ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre können ihre Stimmen, auch ohne an der 

Hauptversammlung teilzunehmen, im Wege der elektronischen Kommunikation abgeben 

(elektronische Briefwahl).  

 

Briefwahlstimmen können ab dem 06. Juni 2025 bis zum Zeitpunkt der Schließung der 

Abstimmung durch den Versammlungsleiter in der virtuellen Hauptversammlung am 27. 

Juni 2025 unter Nutzung des auf der Internetseite der Gesellschaft unter https://www.blue-

cap.de/investor-relations/hauptversammlung/ zugänglichen passwortgeschützten 

Internetservice gemäß den dafür vorgesehenen Verfahren abgegeben, geändert oder 

widerrufen werden. Für die Fristwahrung ist der Eingang des jeweiligen Votums bei der 

Gesellschaft entscheidend. 

 

Sollte zu einem Tagesordnungspunkt eine Einzelabstimmung durchgeführt werden, ohne 

dass dies im Vorfeld der Hauptversammlung mitgeteilt wurde, so gilt die Stimmabgabe im 

Wege der elektronischen Briefwahl zu diesem Tagesordnungspunkt insgesamt auch als 

entsprechende Stimmabgabe für jeden Punkt der Einzelabstimmung. 
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Die vorstehenden Ausführungen gelten für die Stimmabgabe im Wege der Briefwahl durch 

einen Bevollmächtigten entsprechend. Auch bevollmächtigte Intermediäre, 

Aktionärsvereinigungen, Stimmrechtsberater oder sonstige Dritte können sich der 

elektronischen Briefwahl bedienen. 

 

3.2. Verfahren bei Vollmachtserteilung an Dritte 

Aktionäre können sich auch durch einen Bevollmächtigten, z.B. durch einen Intermediär, 

eine Aktionärsvereinigung, einen Stimmrechtsberater oder eine andere Person ihrer Wahl 

vertreten und ihr Stimmrecht und sonstige Rechte durch den Bevollmächtigten ausüben 

lassen. Bei einer Bevollmächtigung der von der Gesellschaft benannten 

Stimmrechtsvertreter sind die unten in Abschnitt 3.3 dargestellten Besonderheiten zu 

beachten. 

 

Auch in allen Fällen einer Bevollmächtigung bedarf es der fristgerechten Anmeldung und 

des Nachweises des Anteilsbesitzes. Bevollmächtigt der Aktionär mehr als eine Person, 

kann die Gesellschaft eine oder mehrere von diesen zurückweisen. Davon unberührt bleibt 

die Möglichkeit, für Aktien der Gesellschaft, die ein Aktionär in unterschiedlichen 

Wertpapierdepots hält, jeweils einen eigenen Vertreter für die Hauptversammlung zu 

bestellen. 

 

Bevollmächtigte (mit Ausnahme der Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft) können ebenso 

wenig wie Aktionäre physisch an der Hauptversammlung teilnehmen. Sie können das 

Stimmrecht für von ihnen vertretene Aktionäre lediglich im Wege der elektronischen 

Briefwahl oder durch Erteilung von (Unter-)Vollmacht an die von der Gesellschaft 

benannten Stimmrechtsvertreter ausüben. Die Nutzung des passwortgeschützten 

Internetservice durch den Bevollmächtigten setzt voraus, dass der Bevollmächtigte die 

entsprechenden Zugangsdaten erhält. 

 

Wenn weder Intermediäre, Aktionärsvereinigungen, Stimmrechtsberater noch diesen 

gemäß § 135 AktG gleichgestellte Personen oder Institutionen bevollmächtigt werden, 

bedürfen die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung 

gegenüber der Gesellschaft der Textform (§ 126 b BGB).  

 

Aktionäre, die einen Intermediär, eine Aktionärsvereinigung, einen Stimmrechtsberater 

oder eine nach § 135 AktG gleichgestellte Institution oder Person mit der 

Stimmrechtsausübung bevollmächtigen wollen, weisen wir darauf hin, dass in diesen Fällen 

die zu bevollmächtigende Institution oder Person möglicherweise eine besondere Form der 

Vollmacht verlangt, weil sie gemäß § 135 AktG die Vollmacht nachprüfbar festhalten muss. 

Wir bitten daher die Aktionäre, sich in diesem Fall mit dem zu Bevollmächtigenden über die 

Form der Vollmacht abzustimmen. 

 

Der Nachweis der Bevollmächtigung kann der Gesellschaft spätestens bis zum 26. Juni 

2025, 24:00 Uhr (MESZ), unter der folgenden genannten Postanschrift, Faxnummer oder 

E-Mail-Adresse  
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Blue Cap AG 

c/o Link Market Services GmbH 

Landshuter Allee 10 

80637 München 

Deutschland 

Fax: +49 (0)89 889 690 655 

E-Mail: bluecap@linkmarketservices.eu 

 

oder ab dem 06. Juni 2025 unter Nutzung des passwortgeschützten Internetservice auf der 

Internetseite der Gesellschaft unter https://www.blue-cap.de/investor-

relations/hauptversammlung/ gemäß dem dafür vorgesehenen Verfahren vor und während 

der virtuellen Hauptversammlung übermittelt werden. Für die Fristwahrung ist jeweils der 

Eingang bei der Gesellschaft maßgeblich. 

 

Am Tag der virtuellen Hauptversammlung am 27. Juni 2025 können Vollmachten 

ausschließlich über den passwortgeschützten Internetservice gemäß den dafür 

vorgesehenen Verfahren erteilt, geändert oder widerrufen werden, der auf der Internetseite 

der Gesellschaft unter https://www.blue-cap.de/investor-relations/hauptversammlung/ 

zugänglich ist. 

 

Vorstehende Übermittlungswege stehen jeweils bis zu den vorstehend genannten 

Zeitpunkten auch zur Verfügung, wenn die Erteilung der Vollmacht durch Erklärung 

gegenüber der Gesellschaft erfolgen soll; ein gesonderter Nachweis über die Erteilung der 

Bevollmächtigung erübrigt sich in diesem Fall.  

 

Für den Widerruf oder die Änderung einer Vollmacht gelten die vorstehenden Ausführungen 

zu den Übermittlungswegen und den Zeitpunkten, bis zu denen die Übermittlungswege 

jeweils zur Verfügung stehen, entsprechend.  

 

Aktionäre, die eine andere Person bevollmächtigen möchten, können für die Erteilung einer 

Vollmacht das Formular verwenden, welches nach ordnungsgemäßer Anmeldung und 

Nachweis des Anteilsbesitzes zugeschickt wird. Ein entsprechendes Formular steht auch 

auf der Internetseite der Gesellschaft unter https://www.blue-cap.de/investor-

relations/hauptversammlung/ zum Download zur Verfügung. 

 

3.3. Verfahren bei Vollmachtserteilung an die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft 

Angemeldete Aktionäre können sich auch durch die von der Gesellschaft benannten 

weisungsgebundenen Stimmrechtsvertreter vertreten lassen. Bitte beachten Sie, dass 

Vollmachten an die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft mit Weisungen versehen sein 

müssen. Die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft sind verpflichtet, das Stimmrecht 

ausschließlich gemäß den Weisungen des Aktionärs auszuüben. Den 

Stimmrechtsvertretern steht bei der Ausübung des Stimmrechts kein eigener 

Ermessensspielraum zu. Sollte zu einem Tagesordnungspunkt eine Einzelabstimmung 
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durchgeführt werden, ohne dass dies im Vorfeld der virtuellen Hauptversammlung mitgeteilt 

wurde, so gilt eine Weisung zu diesem Tagesordnungspunkt insgesamt auch als 

entsprechende Weisung für jeden Punkt der Einzelabstimmung. 

 

Die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft nehmen weder im Vorfeld noch während der 

virtuellen Hauptversammlung Weisungen oder Vollmachten zur Einlegung von 

Widersprüchen gegen Hauptversammlungsbeschlüsse, zur Ausübung des Rede- und 

Fragerechts oder zur Stellung von Anträgen entgegen. 

 

Vollmachten und Weisungen an die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft können per 

Post, oder E-Mail an die vorstehend im Abschnitt „3.2. Verfahren bei Vollmachtserteilung 

an Dritte“ genannte Postanschrift, oder E-Mail-Adresse bis spätestens 26. Juni 2025, 24:00 

Uhr (MESZ), oder ab dem 06. Juni 2025 unter Nutzung des auf der Internetseite der 

Gesellschaft unter https://www.blue-cap.de/investor-relations/hauptversammlung/ 

zugänglichen passwortgeschützten Internetservice gemäß den dafür vorgesehenen 

Verfahren bis zum Zeitpunkt der Schließung der Abstimmung durch den 

Versammlungsleiter in der virtuellen Hauptversammlung am 27. Juni 2025 erteilt, geändert 

oder widerrufen werden. Für die Fristwahrung ist jeweils der Eingang bei der Gesellschaft 

maßgeblich. 

 

Ein entsprechendes Formular wird nach ordnungsgemäßer Anmeldung und 

Anteilsbesitznachweis zugesandt und steht auch auf der Internetseite der Gesellschaft 

unter https://www.blue-cap.de/investor-relations/hauptversammlung/ zum Download zur 

Verfügung. 

 

4. Tagesordnungsergänzungsverlangen gemäß § 122 Abs. 2 AktG 

Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil (5%) des Grundkapitals oder den 

anteiligen Betrag von € 500.000,00 erreichen (dies entspricht 500.000 Aktien), können 

verlangen, dass Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt oder bekanntgemacht 

werden. Jedem neuen Gegenstand muss eine Begründung oder eine Beschlussvorlage 

beiliegen. Das Verlangen ist schriftlich (§ 126 Bürgerliches Gesetzbuch) an den Vorstand 

der Blue Cap AG zu richten und muss der Gesellschaft spätestens bis zum 2. Juni 2025 bis 

24.00 Uhr (MESZ) zugehen.  

 

Die Antragsteller haben nachzuweisen, dass sie seit mindestens 90 Tagen vor dem Tag 

des Zugangs des Verlangens Inhaber der Aktien sind und dass sie die Aktien bis zur 

Entscheidung des Vorstands über den Antrag halten. 

 

Etwaige Ergänzungsverlangen sind an folgende Anschrift zu richten: 

 

Vorstand der Blue Cap AG 

Ludwigstrasse 11 

80539 München 

Deutschland 
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E-Mail (mit qualifizierter elektronischer Signatur): office@blue-cap.de 

 

Bekanntzumachende Ergänzungen der Tagesordnung werden unverzüglich nach Zugang 

des Verlangens im Bundesanzeiger bekannt gemacht. Sie werden außerdem unter der 

Internetadresse https://www.blue-cap.de/investor-relations/hauptversammlung/ bekannt 

gemacht. 

 

5. Gegenanträge und Wahlvorschläge gemäß § 126 Abs. 1 AktG, § 127 AktG, § 118a Abs. 

1 S. 2 Nr. 3  

Anträge von Aktionären bzw. ihren Bevollmächtigten gegen einen Vorschlag der 

Verwaltung zu einem bestimmten Tagesordnungspunkt gemäß § 126 Abs. 1 AktG sowie 

Wahlvorschläge von Aktionären bzw. ihren Bevollmächtigten gemäß § 127 AktG sind 

ausschließlich zu richten an: 

 

Blue Cap AG 
c/o Link Market Services GmbH 
Landshuter Allee 10 
80637 München  

Deutschland 

E-Mail: antraege@linkmarketservices.eu 

 

Die Gesellschaft wird alle Gegenanträge zu einem Vorschlag des Vorstands und des 

Aufsichtsrats zu einem bestimmten Tagesordnungspunkt gemäß § 126 Abs. 1 AktG und 

Wahlvorschläge gemäß § 127 AktG einschließlich des Namens des Aktionärs, ggf. einer 

Begründung und einer etwaigen Stellungnahme der Verwaltung im Internet unter 

https://www.blue-cap.de/investor-relations/hauptversammlung/ zugänglich machen, wenn 

sie der Gesellschaft mindestens 14 Tage vor der Versammlung, also spätestens bis zum 

12. Juni 2025, 24:00 Uhr (MESZ), unter der oben genannten Postanschrift oder Faxnummer 

zugehen. Anderweitig adressierte Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären 

bleiben unberücksichtigt. 

 

Von der Veröffentlichung eines Gegenantrags bzw. Wahlvorschlags und ggf. seiner 

Begründung kann die Gesellschaft unter den in § 126 Abs. 2 AktG genannten 

Voraussetzungen absehen. Eine Begründung eines Gegenantrags braucht nicht 

zugänglich gemacht zu werden, wenn sie insgesamt mehr als 5.000 Zeichen beträgt. Der 

Vorstand braucht Wahlvorschläge von Aktionären außerdem auch dann nicht zugänglich 

zu machen, wenn diese nicht den Namen der vorgeschlagenen Person, den ausgeübten 

Beruf und Wohnort enthalten. 

 

Gegenanträge oder Wahlvorschläge von Aktionären, die nach § 126 oder § 127 des 

Aktiengesetzes zugänglich zu machen sind, gelten als im Zeitpunkt der 

Zugänglichmachung gestellt. Die Gesellschaft ermöglicht, dass das Stimmrecht zu diesen 

Anträgen oder Wahlvorschlägen ab diesem Zeitpunkt ausgeübt werden kann. Anträge von 

nicht ordnungsgemäß angemeldeten oder nicht ordnungsgemäß legitimierten Aktionären 

müssen in der Hauptversammlung nicht behandelt werden. 

mailto:antraege@better-orange.de
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Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigten, die zu der Hauptversammlung zugeschaltet sind, 

haben darüber hinaus das Recht, in der Versammlung im Wege der Videokommunikation 

Anträge und Wahlvorschläge im Rahmen ihres Rederechts zu stellen (vgl. dazu Abschnitt 

7.). 

 

6. Einreichung von Stellungnahmen 

Ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigten haben das Recht, 

nach § 130a Absatz 1 bis 4 AktG Stellungnahmen zu den Gegenständen der Tagesordnung 

in Textform im Wege elektronischer Kommunikation einzureichen. Dafür steht ihnen mit den 

entsprechenden Zugangsdaten der passwortgeschützte Internetservice auf der 

Internetseite der Gesellschaft unter https://www.blue-cap.de/investor-

relations/hauptversammlung/ zur Verfügung.  

 

Stellungnahmen in Textform sind gemäß dem dafür vorgesehenen Verfahren als Datei im 

Dateiformat PDF mit einer empfohlenen Dateigröße von maximal 50 MB einzureichen.  

 

Die Einreichung mehrerer Stellungnahmen ist möglich. Mit dem Einreichen erklärt sich der 

Aktionär bzw. sein Bevollmächtigter damit einverstanden, dass die Stellungnahme unter 

Nennung seines Namens im passwortgeschützten Internetservice zugänglich gemacht 

wird.  

 

Die Stellungnahmen sind bis spätestens fünf Tage vor der Versammlung, also spätestens 

am 21. Juni 2025, 24:00 Uhr (MESZ), einzureichen. Eingereichte Stellungnahmen zu den 

Gegenständen der Tagesordnung werden, soweit nicht ausnahmsweise von einer 

Zugänglichmachung nach § 130a Abs. 3 Satz 4 AktG abgesehen werden darf, bis 

spätestens vier Tage vor der Hauptversammlung, also spätestens am 22. Juni 2025, 24:00 

Uhr (MESZ), in dem nur für ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre bzw. deren 

Bevollmächtigte mit den entsprechenden Zugangsdaten zugänglichen 

passwortgeschützten Internetservice auf der Internetseite der Gesellschaft unter 

https://www.blue-cap.de/investor-relations/hauptversammlung/ zugänglich gemacht.  

 

Anträge und Wahlvorschläge, Fragen und Widersprüche gegen Beschlüsse der 

Hauptversammlung im Rahmen der in Textform eingereichten Stellungnahmen werden in 

der Hauptversammlung nicht berücksichtigt; das Stellen von Anträgen bzw. Unterbreiten 

von Wahlvorschlägen (dazu unter Abschnitt 5.), die Ausübung des Auskunftsrechts (dazu 

unter Abschnitt 8.) sowie die Einlegung von Widersprüchen gegen Beschlüsse der 

Hauptversammlung (dazu unter Abschnitt 9.) ist ausschließlich auf den in dieser 

Einladungsbekanntmachung jeweils gesondert beschriebenen Wegen möglich. 

 

7. Rederecht 

Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigten, die elektronisch zu der Hauptversammlung 

zugeschaltet sind, haben ein Rederecht in der Versammlung im Wege der 

Videokommunikation.  
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Ab ca. 1 Stunde vor Beginn der Hauptversammlung wird über den passwortgeschützten 

Internetservice auf der Internetseite der Gesellschaft unter https://www.blue-

cap.de/investor-relations/hauptversammlung/ ein virtueller Wortmeldetisch geführt, über 

den die Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigten ihren Redebeitrag anmelden können.  

 

Das Rederecht umfasst insbesondere auch das Recht, Anträge und Wahlvorschläge nach 

§ 118a Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 AktG zu stellen (vgl. dazu auch Abschnitt 5.), das 

Auskunftsverlangen nach § 131 Abs. 1 AktG (vgl. dazu auch Abschnitt 8.) sowie das Recht, 

Widerspruch gegen einen Beschluss der Hauptversammlung zu erklären (vgl. dazu auch 

Abschnitt 9.).  

 

Die komplette virtuelle Hauptversammlung einschließlich der Videokommunikation wird im 

passwortgeschützten Internetservice über das System MeetingBase von Better Orange IR 

& HV AG abgewickelt. Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigten, die ihren Redebeitrag über 

den virtuellen Wortmeldetisch anmelden wollen, benötigen für die Zuschaltung des 

Redebeitrags entweder ein nicht-mobiles Endgerät (PC, Notebook, Laptop) mit dem 

installierten Browser Chrome ab Version 89, Edge ab Version 88 oder Safari ab Version 

13.1 oder ein mobiles Endgerät (z. B. Smartphone oder Tablet). Mobile Endgeräte mit 

ANDROID-Betriebssystem benötigen als installierten Browser Chrome ab Version 89; 

mobile Endgeräte mit iOS-Betriebssystem benötigen als installierten Browser Safari ab 

Version 13.1. Für Redebeiträge müssen auf den Endgeräten eine Kamera und ein Mikrofon, 

auf die vom Browser aus zugegriffen werden kann, zur Verfügung stehen. Eine weitere 

Installation von Softwarekomponenten oder Apps auf den Endgeräten ist nicht erforderlich. 

Personen, die sich über den virtuellen Wortmeldetisch für einen Redebeitrag angemeldet 

haben, werden im passwortgeschützten Internetservice für ihren Redebeitrag 

freigeschaltet. Die Gesellschaft behält sich vor, die Funktionsfähigkeit der 

Videokommunikation zwischen Aktionär bzw. Bevollmächtigtem und Gesellschaft in der 

Versammlung und vor dem Redebeitrag zu überprüfen und diesen zurückzuweisen, sofern 

die Funktionsfähigkeit nicht sichergestellt ist. 

 

8. Auskunftsrecht 

Jedem Aktionär ist gemäß § 131 Abs. 1 AktG auf Verlangen in der Hauptversammlung vom 

Vorstand Auskunft über Angelegenheiten der Gesellschaft zu geben, soweit die Auskunft 

zur sachgemäßen Beurteilung eines Gegenstands der Tagesordnung erforderlich ist und 

kein Auskunftsverweigerungsrecht besteht. Die Auskunftspflicht des Vorstands erstreckt 

sich auch auf die rechtlichen und geschäftlichen Beziehungen der Gesellschaft zu den mit 

ihr verbundenen Unternehmen.  

 

Es ist vorgesehen, dass der Leiter der Hauptversammlung festlegen wird, dass das 

Auskunftsrecht nach § 131 Abs. 1 AktG in der Hauptversammlung ausschließlich im Wege 

der Videokommunikation, also im Rahmen der Ausübung des Rederechts (dazu unter 

Abschnitt 7.) ausgeübt werden darf (§ 131 Abs. 1f. AktG). Der Versammlungsleiter wird 

hierzu während der Hauptversammlung weitergehende Hinweise erteilen. Eine 
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anderweitige Einreichung von Fragen im Wege der elektronischen oder sonstigen 

Kommunikation ist weder vor noch während der Hauptversammlung vorgesehen.  

 

§ 131 Abs. 4 Satz 1 AktG bestimmt, dass dann, wenn einem Aktionär wegen seiner 

Eigenschaft als Aktionär eine Auskunft außerhalb der Hauptversammlung gegeben worden 

ist, diese Auskunft jedem anderen Aktionär bzw. dessen Bevollmächtigtem auf dessen 

Verlangen in der Hauptversammlung zu geben ist, auch wenn sie zur sachgemäßen 

Beurteilung des Gegenstands der Tagesordnung nicht erforderlich ist.  

 

Zudem bestimmt § 131 Abs. 5 Satz 1 AktG, dass dann, wenn einem Aktionär eine Auskunft 

verweigert wird, er verlangen kann, dass seine Frage und der Grund, aus dem die Auskunft 

verweigert worden ist, in die Niederschrift über die Verhandlung aufgenommen werden. 

 

Im Rahmen der virtuellen Hauptversammlung wird gewährleistet, dass Aktionäre bzw. ihre 

Bevollmächtigten, die elektronisch zu der Hauptversammlung zugeschaltet sind, ihr 

Verlangen nach § 131 Abs. 4 Satz 1 AktG sowie ihr Verlangen nach § 131 Abs. 5 Satz 1 

AktG außer im Wege der Videokommunikation, also im Rahmen des Rederechts und des 

dafür vorgesehenen Verfahrens (oben 7.), auch im Wege der elektronischen 

Kommunikation über den passwortgeschützten Internetservice auf der Internetseite der 

Gesellschaft unter https://www.blue-cap.de/investor-relations/hauptversammlung/ gemäß 

dem dafür vorgesehenen Verfahren mit den entsprechenden Zugangsdaten in der 

Hauptversammlung übermitteln können. 

 

9. Widerspruch gegen einen Beschluss der Hauptversammlung 

Ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre oder ihre Bevollmächtigten, die elektronisch zu 

der Hauptversammlung zugeschaltet sind, haben das Recht, über den auf der Internetseite 

der Gesellschaft unter https://www.blue-cap.de/investor-relations/hauptversammlung/ 

passwortgeschützten Internetservice gemäß den dafür vorgesehenen Verfahren von 

Beginn der virtuellen Hauptversammlung am 27. Juni 2025 an bis zum Ende der virtuellen 

Hauptversammlung Widerspruch gegen einen Beschluss der Hauptversammlung zu 

erklären. 

 

Darüber hinaus haben sie auch im Rahmen ihres Rederechts (dazu unter Abschnitt 7.) die 

Möglichkeit, Widerspruch zu Protokoll des Notars zu erklären. Die Gesellschaft weist 

nochmals darauf hin, dass die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter keine 

Weisungen zum Einlegen von Widersprüchen entgegennehmen. 

 

10. Einsehbare Unterlagen und Informationen auf der Internetseite der Gesellschaft 

 

Der Jahresabschluss der Blue Cap AG, der Konzernabschluss, der zusammengefasste 

Lagebericht für die Blue Cap AG und den Konzern und der Bericht des Aufsichtsrats jeweils 

für das Geschäftsjahr 2024 sowie der Vorschlag des Vorstands über die Verwendung des 

Bilanzgewinns können im Internet unter https://blue-cap.de/investor-
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relations/hauptversammlung/ eingesehen werden und sind auch während der 

Hauptversammlung dort weiterhin online zugänglich. 

 

Die Einberufung der Hauptversammlung mit den gesetzlich geforderten Angaben und 

Erläuterungen ist über die Internetseite der Gesellschaft https://blue-cap.de/investor-

relations/hauptversammlung/ zugänglich. Gleiches gilt auch für die Erläuterungen der 

Rechte der Aktionäre nach § 122 Abs. 2, § 126 Abs. 1 und Abs. 4, § 127, § 130 a, § 131 

Abs. 1, § 118 a Abs. 1 Satz 2 Nr. 8 in Verbindung mit § 245 Aktiengesetz. Die 

Abstimmungsergebnisse werden nach der Hauptversammlung unter der gleichen 

Internetadresse bekannt gegeben.  

 

Auch während der Hauptversammlung werden die gesetzlich zugänglich zu machenden 

Unterlagen auf der Internetseite der Gesellschaft unter https://blue-cap.de/investor-

relations/hauptversammlung/ zugänglich sein. 
 
11. Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte zum Zeitpunkt der Einberufung der   

Hauptversammlung 

 

Im Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversammlung beträgt das Grundkapital der 

Gesellschaft € 4.486.283,00 und ist eingeteilt in 4.486.283 Stückaktien. Die Gesamtzahl 

der Aktien und Stimmrechte an der Gesellschaft im Zeitpunkt der Bekanntmachung der 

Einberufung der Hauptversammlung im Bundesanzeiger beträgt damit jeweils 4.486.283. 

Aus von der Gesellschaft gehaltenen oder ihr gemäß § 71d Aktiengesetz zuzurechnenden 

eigenen Aktien können keine Stimmrechte ausgeübt werden; zum Zeitpunkt der 

Bekanntmachung der Einberufung der Hauptversammlung im Bundesanzeiger hält die 

Gesellschaft keine eigene Aktien.  

 

 

IV. 
Informationen zum Datenschutz 

 

Im Zusammenhang mit der Hauptversammlung der Blue Cap AG werden 

personenbezogene Daten verarbeitet. In unserer Datenschutzrechtlichen 

Betroffeneninformation für Aktionäre und Aktionärsvertreter haben wir alle Informationen 

zur Verarbeitung personenbezogener Daten unserer Aktionäre und Aktionärsvertreter 

zusammengefasst. Die Datenschutzhinweise können im Internet unter https://blue-

cap.de/investor-relations/hauptversammlung/ eingesehen werden. 

 

 

München, im Mai 2025 

 

 

Blue Cap AG 

Der Vorstand 


